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CORONA

E s ist rund ein Jahr her, dass die NÖ Landesregierung einen 
in Österreich einmaligen Beschluss gefasst hat: Nur weni-

ge Monate nachdem Impfbusse durch Niederösterreich fuh-
ren, Impfstraßen beworben wurden und eine Impfpflicht für 
Mitarbeiter:innen des Landes eingeführt wurde, sollten nun - in 
neuer politischer Konstellation - Opfer von „Impfbeeinträchti-
gungen“ entschädigt werden. 31 Millionen Euro wurden dafür 
zur Verfügung gestellt. 
Wir waren damals, vermutlich genauso wie Sie und viele andere 
Kolleg:innen auch, mehr als skeptisch, als wir von dieser Förder-
möglichkeit gehört haben. Vor allem auch deshalb, weil zunächst 
völlig unklar war, wie die Beurteilung von „Impfbeeinträchtigun-
gen“, die in keinem Gesetz definiert sind, erfolgen und welche 
Rolle wir Ärzt:innen hier spielen sollten. 
Innerhalb der Ärztekammer haben wir diese neue Situation 
mehrfach in Vorstandssitzungen und Kurienversammlungen 
diskutiert, haben unsere Skepsis und Bedenken im Vorfeld auch 
dem Land gegenüber klar deklariert und Stellung bezogen. Der 
Beschluss zum „NÖ COVID-Hilfsfonds für Corona-Folgen“ 
erfolgte dennoch im niederösterreichischen Landtag.
Wir haben damit gerechnet, dass Patient:innen zum Teil mit 
Nachdruck von uns entsprechende Bestätigungen einfordern 
werden und deshalb ein COVID-Beeinträchtigungsformular ent-
worfen. Der Empfehlungstarif für die Ausstellung des Formulars 
beträgt EUR 50,--. Damit war aus unserer Sicht kurzfristig der 
Kollegenschaft in der Niederlassung am meisten geholfen. Das 
Formular finden Sie auf www.arztnoe.at/covid-19-impfung.

Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit, dass wir uns am aktu-
ellen Stand der Wissenschaft orientieren und uns bei unseren 
Therapieempfehlungen auch daran halten. Wir waren wäh-
rend der Pandemie an vorderster Front und haben unsere 
Patient:innen nach bestem Wissen und Gewissen behandelt. 
Wir haben geimpft und alles dafür getan, Kranke zu heilen und 
Leben zu retten, im Spital genauso wie in den Ordinationen. 
Die aktuellen Veranstaltungen eines Vereins für Impfopfer, über 
die derzeit in zahlreichen Medien berichtet wird und der eine 
finanzielle Unterstützung erhalten soll, sehen wir als Affront 
gegenüber der Ärzteschaft im Spital genauso wie in der Nieder-
lassung, die während der Pandemie für die Patient:innen gesorgt 
und zeitweise sogar ihr Leben riskiert hat. 95 Prozent der Ordi-
nationen waren in Niederösterreich geöffnet, nur ein kleiner 
Teil wegen Erkrankung oder behördlich angeordneten Schlie-
ßungen geschlossen. Unser Einsatz ist aus statistischen Daten 
gut ersichtlich, so hatten die Ordinationen in Niederösterreich 
während der Pandemie pro Jahr rund 3.000 Schließtage weniger 

als im Jahr 2019. Besonders dramatisch war die Situation in 
den Krankenhäusern, wo die am schwersten Erkrankten versorgt 
wurden. 100 Prozent der Spitäler waren geöffnet, und die Ärz-
teschaft sowie das gesamte Gesundheitspersonal haben Höchst-
leistungen erbracht. Es wurde triagiert, um die limitierten Betten 
auf Intensivstationen bestmöglich zu nützen, und gleichzeitig auf 
überfüllten Abteilungen jede und jeder Einzelne bestmöglich 
behandelt, um Leben zu retten und Leid zu verhindern. Dies 
sollte niemals vergessen werden.

DR. HARALD SCHLÖGEL 
Präsident der Ärztekammer für NÖ

VP DR. MAX WUDY
Kurienobmann der niedergelassenen Ärzte

VP OA DR. WOLFGANG WALENTICH, MSC
Kurienobmann der angestellten Ärzte

DR.IN KRISTA AINEDTER-SAMIDE
Finanzreferentin

DR.IN DAGMAR FEDRA-MACHACEK
Kurienobmann-Stellvertreterin der niedergelassenen Ärzte

Corona – 
eine unendliche Geschichte

Bisher wurden in Österreich rund 21 Millionen COVID-19-Impf-
stoffdosen verabreicht, 615.000 in der letzten Impfsaison seit 
Herbst 2023. Dadurch konnten rund 25.000 Todesfälle vermie-
den werden. 
2.324 Personen haben nach einer COVID-19-Impfung einen 
Antrag nach dem Impfschadengesetz gestellt. Davon wurden 
bislang 412 Anträge bewilligt. In den meisten Fällen – 316 Mal 
– wurde eine einmalige Pauschalentschädigung gewährt, 78 
Personen erhalten eine befristete bzw. eine laufende Renten-
zahlung. 
Quelle: BM Johannes Rauch in der Fragestunde des Bundesrats vom 5. April 
2024
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